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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) — Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Manfred Arndt, Diez an der Lahn, gegen die 
Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 
- Az. 2/72 - 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 
zu entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch 
ist begründet worden mit: 

Ausschluß vom Wahlrecht 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen offensichtlicher Unbegründetheit. 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
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angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 

Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 
370 (372 f.)]. 

C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion. 


D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entscheidung 
treffen, 

Bonn, den 15. März 1973 

Der Ausschuß für Wahlprüf ung, Immunität und Geschäftsordnung 

Dr. de With Thürk 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 


ln der Wahlanfechtungssache — Az. 2/72 — des Manfred Arndt, Diez an der Lahn, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 

vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 19. November 1972 — einge- 
gangen beim Deutschen Bundestag am 28. No- 
vember 1972 ■ — hat der Einspruchsführer über 
den Landeswahlleiter des Landes Rheinland-Pfalz 
Einspruch gegen die Gültigkeit der Wahl zum 
7, Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Er sei Insasse der Justizvollzugsanstalt Diez. 
Aufgrund mangelnder Aufklärung vor der Bun- 
destagswahl am 19. November 1972 habe er von 
seinem Wahlrecht keinen Gebrauch machen kön- 
nen. Erst am Wahltage habe er aufgrund einer 
Nachfrage davon Kenntnis erlangt, daß ein 
Schreiben zur Klärung von mit der Bundestags- 
wahl zusammenhängenden Fragen ausgehängt 
gewesen sei. Dieses Schreiben habe er jedoch 
nicht gelesen. Er müsse darauf hinweisen, daß 
es im allgemeinen in der Anstalt üblich gewesen 
sei, wichtige Nachrichten im Hausfunk bekannt- 
zugeben. Dies sei zur Bundestagswahl nicht er- 
folgt. Bis zum Wahltag sei er der Meinung ge- 
wesen, in der Anstalt selbst wählen zu können. 
Er glaubte davon ausgehen zu können, daß auch 
viele Mitgefangene aufgrund mangelnder Infor- 
mation von ihrem Wahlrecht keinen Gebrauch 
machen konnten. 

Auf Anfrage des Wahlprüfungsausschusses 
nimmt der Leiter der Justizvollzugsanstalt Diez 
zu dem Einspruch wie folgt Stellung. In 
den Aushängekästen auf den Spazierhöfen der 
Vollzugsanstalt hätten vom 16. Oktober 1972 bis 
zürn 19. November 1972 Kopien eines Schreibens 
der Stadtverwaltung Diez/Lahn ausgehangen. Die 
Insassen hätten hier jeden Tag während ihrer 
Freistunde von ca. 30 Minuten Gelegenheit ge- 
habt, sich über den Inhalt dieses Schreibens zu 
informieren. 

In dem Schreiben der Stadtverwaltung Diez/Lahn 
heißt es u. a. „Zur bevorstehenden Bundestags- 
wahl teilen wir Ihnen mit, daß die wahlberech- 
tigten Insassen Ihrer Anstalt ihr Wahlrecht nur 
durch Briefwahl in Ihrem Heimatwahlkreis aus- 
üben können. Sie müßten sich daher, sofern sie 
wahlberechtigt sind, von der Gemeindeverwal- 


tung, in deren Wählerverzeichnis sie eingetragen 
sind, rechtzeitig einen Wahlschein mit den ent- 
sprechenden Briefwahlunterlagen beschaffen." 

Nach dem Hinweis auf den Ausschluß vom Wahl- 
recht (§§ 13 und 14 des Bundes Wahlgesetzes) 
heißt es; „Für die Einrichtung eines gesonderten 
Wahlraumes und Bildung eines Wahlvorstandes 
gern. § 60 BWO dürfte nach wie vor kein Bedürf- 
nis bestehen, zumal Wahlberechtigte vom hiesi- 
gen Wahlkreis 155 (Oberwesterwaldkreis, Rhein- 
Lahn-Kreis, Unterwesterwaldkreis) ebenfalls von 
der Briefwahl Gebrauch machen können." 

Der Leiter der Justizvollzugsanstalt Diez weist 
in seiner Stellungnahme ferner darauf hin, die 
Gefangenen hätten über diesen Aushang hinaus 
die Möglichkeit gehabt, sich durch Presse und 
Rundfunk hinreichend zu informieren. Der Ein- 
spruchsführer selbst sei Bezieher der Tageszei- 
tung „Hamburger Abendblatt". Von den anderen 
dort Einsitzenden ca. 500 Strafgefangenen seien 
ähnlich lautende Beschwerden nicht bekanntge- 
worden. 

Dieser Stellungnahme, die der Leiter der Justiz- 
vollzugsanstalt über das Ministerium der Justiz 
des Landes Rheinland-Pfalz geleitet hat, hat das 
Ministerium folgendes hinzugefügt: 

„Aus Anlaß der Bundestagswahl am 19. Novem- 
ber 1972 hat das Ministerium der Justiz in Rhein- 
land-Pfalz als Aufsichtsbehörde für den Strafvoll- 
zug folgende besondere Maßnahmen veranlaßt: 

a) Mit Verfügung vom 20. Oktober 1972 sind die 
Vorstände der Justizvollzugsanstalten und 
Leiter der Jugendarrestanstalten des Landes 
wie folgt angewiesen worden: 

„Aus Anlaß der Bundestagswahl 1972 am 
19. November 1972 weise ich auf Ihre Ver- 
pflichtung hin, die für die Vorbereitung der 
Wahl erforderlichen Maßnahmen rechtzei- 
tig in die Wege zu leiten. 

Auf Abschnitt IV meiner Rundverfügung 
vom 1. Dezember 1970 (Az.: 1042 — 5 — 
11/70) nehme ich Bezug. Entsprechendes gilt 
auch für alle zukünftigen Wahlen." 
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In dem zitierten Rundschreiben vom 1. De- 
zember 1970, das dem Ausschuß in Ablichtung 
übersandt wurde, heißt es u. a.: 

„Die stimmberechtigten Gefangenen sind 
darauf hinzuweisen, daß die Stimmabgabe 
nur durch Briefwahl möglich ist. Es emp- 
fiehlt sich, den Hinweis schriftlich festzuhal- 
ten und seine Bekanntgabe von den einzel- 
nen Wahlberechtigten bestätigen zu lassen. 
Soweit erforderlich, soll das Briefwahlver- 
fahren den Gefangenen erläutert werden." 

b) Weiter heißt es in der Stellungnahme des 
Ministeriums der Justiz des Landes Rhein- 
land-Pfalz: 

„Am 13. November 1972 habe ich mit 
Schnellbrief das mir von dem Bundesmini- 
ster der Justiz unter dem Aktenzeichen 
4520 — ^ 1 — 28720/72 am gleichen Tage 
übersandte Schreiben des Bundesministers 
des Innern vom 25. Oktober 1972 — Ge- 
schäftszeichen V I 5 — 121 111 — 3/III be- 
treffend die Teilnahme von Strafgefangenen 
an der Bundestagswahl 1972 an die Justiz- 
vollzugsanstalten des Landes mit der Bitte 
um Kenntnisnahme und zur weiteren Ver- 
anlassung weitergereicht." 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch begründet 
worden; er ist auch zulässig, jedoch offensichtlich 
unbegründet. 

Gemäß § 60 Abs, 1 BWO soll die Gemeindebehörde 
in Gefangenenanstalten bei entsprechendem Bedürf- 
nis Gelegenheit geben, daß die in der Anstalt anwe- 
senden Wahlberechtigten, die einen für den Wahl- 
kreis gültigen Wahlschein besitzen, in der Anstalt 
vor einem beweglichen Wahlsvorstand wählen. 
Wird die Bedürfnisfrage verneint, kommt für alle 
Anstaltsinsassen, auch für diejenigen, die für den 
entsprechenden Wahlkreis einen gültigen Wahl- 


schein besitzen nur die Briefwahl in Betracht (§ 15 
Abs. 3 BWG). Obwohl es Verpflichtung der Straf- 
vollzugsanstalt ist, die Anstaltsinsassen über die 
Formerfordernisse bei der Durchführung einer Wahl 
aufzuklären, kann der Antrag auf Übersendung der 
Briefwahlunterlagen nur vom Anstaltsinsassen 
selbst gestellt werden. 

Der Wahlprüfungsausschuß vertritt die Auffassung, 
daß es nicht ausreichend war, lediglich den Brief der 
Stadtverwaltung Diez/Lahn auszuhängen, um die 
Anstaltsinsassen hinreichend über die rechtlichen 
Voraussetzungen über ihre Teilnahme an der Bun- 
destagswahl zu informieren, sondern ist der Mei- 
nung, es wäre angebracht gewesen, die einzelnen 
Anstaltsinsassen auf ihre Rechte hinzuweisen und 
den Hinweis ggf. von den einzelnen Wahlberechtig- 
ten bestätigen zu lassen. Ein Mangel in der Auf- 
klärung der Anstaltsinsassen als Wahlfehler unter- 
stellt, hätte dieser jedoch auf das Wahlergebnis 
keinen Einfluß gehabt. Der Einspruch war daher als 
offensichtlich unbegründet zurückzuweisen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in einer Entschei- 
dung festgestellt, daß alle Verstöße gegen Wahl- 
rechtsbestimmungen von vornherein als unerheb- 
lich ausscheiden, „die die Ermittlung des Wahlergeb- 
nisses nicht berühren. Aber auch Wahlfehler, die 
die Ermittlung des Wahlergebnisses betreffen, kön- 
nen -die Beschwerde dann nicht rechtfertigen, wenn 
sie angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß 
auf die Mandatsverteilung haben konnten" (Bundes- 
VerfGE Bd. 4, 370 [372 f.]). Die Teilnahme des Ein- 
spruchsführers hätte auch hinsichtlich der Zweit- 
stimme keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung im 
Bundestag gehabt. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurückzu- 
weisen. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12, März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 
gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines Mo- 
nats seit der Beschlußfassung des Deutschen Bundes- 
tages — — beim Bundesverfassungs- 

gericht eingegangen sein. 
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